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2022
Neufassung der Betriebssatzung 

für das Netzwerk 
Heilpädagogischer Hilfen des LVR – HPH-Netz

Vom 20. Dezember 2005

Aufgrund von § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchstabe d
der Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306),
hat die Landschaftsversammlung Rheinland am 20. 
Dezember 2005 folgende Neufassung der Betriebssat-
zung für die im „Netzwerk Heilpädagogischer Hilfen des
LVR – HPH-Netz“ gebildeten drei Einrichtungen mit
Wirkung zum 1.1.2006 beschlossen:

§ 1 

Rechtsgrundlagen

Der Landschaftsverband Rheinland führt unter den
Namen

„HPH-Netz Niederrhein

HPH-Netz Mittelrhein-Ost

HPH-Netz Mittelrhein-West“

drei wirtschaftlich und organisatorisch eigenständige
Einrichtungen, die wie Eigenbetriebe geführt werden
und gemeinsam das „Netzwerk Heilpädagogischer Hil-
fen des LVR – HPH-Netz“ bilden.

§ 2 

Gemeinnützigkeit

(1) Die drei Einrichtungen verfolgen ausschließlich
und unmittelbar gemeinnützige Zwecke gemäß den Be-
stimmungen der Abgabenordnung in der jeweils gültigen
Fassung.

(2) Etwaige Überschüsse dürfen nur für satzungsge-
mäße Zwecke verwendet werden.

(3) Im Falle der Auflösung fällt das Vermögen an den
Landschaftsverband Rheinland.

§ 3 

Zweck

Zweck des „Netzwerkes Heilpädagogischer Hilfen des
LVR – HPH-Netz“ mit seinen drei Einrichtungen ist die
umfassende Beratung, Förderung, Betreuung sowie am-
bulante und stationäre Versorgung von Menschen mit
geistiger Behinderung gemäß den Prinzipien: Normali-
tät, Individualität, Integration.

§ 4 

Betriebsleitung

(1) Die Betriebsleitung besteht aus der Fachlichen Di-
rektorin/dem Fachlichen Direktor als Erste Betriebslei-
terin/Erstem Betriebsleiter und der Kaufmännischen Di-
rektorin/dem Kaufmännischen Direktor als Kaufmänni-
scher Betriebsleiterin/Kaufmännischem Betriebsleiter.

(2) Die Fachliche Direktorin/der Fachliche Direktor
ist die fachliche Leiterin bzw. der fachliche Leiter des
Assistenz- und Betreuungsdienstes.

Die Kaufmännische Direktorin/der Kaufmännische
Direktor ist die Leiterin bzw. der Leiter des Wirtschafts-
und Verwaltungsdienstes.

(3) Für die Mitglieder der Betriebsleitung sind Vertre-
terinnen bzw. Vertreter zu bestellen. Für die Vertreterin
bzw. den Vertreter der Fachlichen Direktorin/des Fach-
lichen Direktors kann eine weitere Vertreterin bzw. Ver-
treter bestellt werden.

(4) Die Betriebsleiterinnen bzw. Betriebsleiter und ih-
re Vertreterinnen bzw. Vertreter werden aufgrund eines
Beschlusses des Landschaftsausschusses für die Dauer
von fünf Jahren vom Direktor des Landschaftsverbandes
Rheinland bestellt.

(5) Die Betriebsleitung ist in ihrer Gesamtheit für die
wirtschaftliche Betriebsführung verantwortlich. Für
Schäden haftet die Betriebsleitung entsprechend den
Vorschriften des § 84 des Landesbeamtengesetzes.

§ 5 

Aufgaben der Betriebsleitung

(1) Die drei Einrichtungen werden von jeweils einer
Betriebsleitung nach Maßgabe der Eigenbetriebsverord-
nung selbständig geleitet. Die Betriebsleitung entschei-
det eigenverantwortlich in allen zur laufenden Betriebs-
führung sowie allen zum Betrieb der Einrichtung gehö-
renden Angelegenheiten, die nicht in die Zuständigkeit
der Landschaftsversammlung, eines ihrer Ausschüsse
oder des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland
fallen; ihr obliegt insbesondere die Aufstellung und die
Ausführung des Wirtschaftsplans. Die Betriebsleitung
hat den Betriebsausschuss über alle wichtigen betriebli-
chen Angelegenheiten, insbesondere über die geplante
Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der
Unternehmensplanung umfassend zu unterrichten. Zur
Erfüllung seiner Aufgaben kann sich die Einrichtung
Dritter bedienen. Die wirtschaftlich und fachlich selb-
ständige Betriebsführung der Einrichtung wird dadurch
nicht eingeschränkt.

(2) Die Geschäftsverteilung innerhalb der Betriebslei-
tung regelt der Direktor des Landschaftsverbandes
Rheinland mit Zustimmung des Betriebsausschusses
durch Dienstanweisung. 

(3) Jedes Mitglied der Betriebsleitung ist in seinem
Aufgabengebiet berechtigt, allein zu handeln. Entschei-
dungen von übergreifender Bedeutung sind gemeinsam
zu treffen. 

Bei Meinungsverschiedenheiten trifft die Fachliche
Direktorin/der Fachliche Direktor die abschließende
Entscheidung. 

Die abweichende Meinung kann im Betriebsausschuss
und dem Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
vorgetragen werden.

(4) Führt eine Entscheidung zu Ausgaben, die ein De-
fizit verursachen, das vom Träger zu finanzieren wäre,
muss die Kaufmännische Direktorin/der Kaufmännische
Direktor den Betriebsausschuss und den Direktor des
Landschaftsverbandes Rheinland unverzüglich unter-
richten. Bis zur Entscheidung des Trägers darf der Be-
schluss nicht umgesetzt werden. Das weitere Verfahren
richtet sich nach § 12 Abs. 3.

§ 6 

Vertretung

(1) In den Angelegenheiten der Einrichtung wird der
Landschaftsverband Rheinland durch die Betriebslei-
tung vertreten, sofern die LVerbO oder die EigVO NRW
keine andere Regelung treffen. Die Einzelheiten regelt
die Dienstanweisung.

(2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Be-
auftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis-
se werden durch die Betriebsleitung öffentlich bekannt
gegeben. Die Vertretungsberechtigten und die Beauftrag-
ten unterzeichnen unter dem Namen der Einrichtung.

(3) Bei verpflichtenden Erklärungen für die Einrich-
tung ist nach § 21 LVerbO zu verfahren. Auf Verpflich-
tungen, die zur Durchführung der laufenden Betriebs-
führung eingegangen werden, findet § 21 Abs. 1 LVerbO
keine Anwendung.

§ 7 

Zuständigkeit der Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung entscheidet über

1. Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssat-
zung,

2. Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes
einschl. des Investitionsprogramms,

3. Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung
eines Gewinns oder Behandlung eines Verlustes sowie
die Entlastung des Betriebsausschusses,
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4. Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschafts-
verband.

(2) Sie berät über die aus dem Erfolgsplan entwickelte
Finanzplanung.

§ 8 

Zuständigkeit des Landschaftsausschusses

Der Landschaftsausschuss entscheidet über alle Ange-
legenheiten der Einrichtungen, soweit sie nicht der
Landschaftsversammlung, ihren Fachausschüssen, dem
Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland oder der
Betriebsleitung vorbehalten sind.

Er entscheidet insbesondere über

1. Aufgabenstellung und Zielplanung,

2. Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen, einschl.
Stellenschlüssel sowie Festlegung von Versorgungs-
gebieten, Betreuungs- und Unterbringungsstan-
dards,

3. Grundsatzfragen des Konzepts und der Planung von
Investitionsmaßnahmen, soweit die Kosten im Ein-
zelfall voraussichtlich 750.000 ¤ überschreiten,

4. Rangfolge mittel- und langfristiger Investitionen im
Rahmen der Förderung aus öffentlichen Mitteln und
aus Haushaltsmitteln des Landschaftsverbandes,

5. Einstellung, Bestellung und Abberufung der Mit-
glieder der Betriebsleitung und ihrer Vertreter und
Vertreterinnen,

6. allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen für
die Mitglieder der Betriebsleitung und deren Vertre-
ter und Vertreterinnen,

7. Auflösung der Einrichtungen des Netzwerkes Heil-
pädagogischer Hilfen des LVR oder wesentlicher
Teile von ihnen,

8. Festlegung oder Änderung von Einzugsbereichen,

9. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermö-
gen,

10. An- und Verkauf von Grundstücken sowie die Be-
stellung dinglicher Rechte an Grundstücken,

11. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu öf-
fentlichen Planungsvorhaben, soweit das Sonderver-
mögen betroffen ist, ausgenommen Flächennut-
zungspläne und Bebauungspläne; die Betriebslei-
tung ist vor Abgabe der Stellungnahme anzuhören,

12. Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Betriebs-
ausschuss und dem Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland gemäß § 10 Abs. 2 Satz 2 sowie
zwischen dem Betriebsausschuss und dem Kämme-
rer gemäß § 12 Abs. 3,

13. Behandlung von Petitionen, Anregungen und Be-
schwerden, die aufgrund des allgemeinen Petitions-
rechts schriftlich an die Vertretung des LVR gerich-
tet werden, soweit nicht der Betriebsausschuss für
das HPH-Netz oder die Krankenhausausschüsse zu-
ständig sind.

§ 9 

Zuständigkeit des Ausschusses für das HPH-Netz

(1) Der Ausschuss für das HPH-Netz entscheidet als
Fachausschuss über das Konzept und die Planungsvor-
gaben für Investitionen, soweit die Gesamtkosten der
Maßnahmen 750.000 ¤ überschreiten; die Zuständigkei-
ten des Landschaftsausschusses bei Einzelprojekten
nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 ZustVerfO bleibt unberührt. 

Darüber hinaus berät er in dieser Eigenschaft insbe-
sondere über 

1. Aufgabenstellung und Zielplanung der Einrichtun-
gen,

2. Fortentwicklung und Ziele der Betreuung von Men-
schen mit geistiger Behinderung im Rheinland in den
Bereichen Beratung, Bildung, Arbeit, Wohnen, Frei-
zeit, 

3. Zweckänderung innerhalb der Einrichtung, 

4. Haushaltsplan und Investitionsprogramm,

5. sachliche, räumliche und personelle Rahmenvorga-
ben, Messziffern und Richtzahlen, einschließlich Stel-
lenschlüssel,

6. Festlegung oder Änderung von Betreuungs- und Un-
terbringungsstandards.

(2) Der Ausschuss für das HPH-Netz ist gleichzeitig
Betriebsausschuss für die drei Einrichtungen entspre-
chend der EigVO NRW.

In dieser Funktion berät er über alle Angelegenheiten
der Einrichtungen, die der Entscheidung der Land-
schaftsversammlung, des Landschaftsausschusses oder
eines anderen Fachausschusses vorbehalten sind, insbe-
sondere über

1. den Entwurf des Wirtschaftsplans, des Finanzplans
und des Investitionsprogramms sowie über den Jah-
resabschluss und den Lagebericht,

2. Einstellung, Bestellung und Abberufung der Mitglie-
der der Betriebsleitung und ihrer Vertreter und Ver-
treterinnen,

3. Festlegung oder Änderung von Versorgungsbereichen,

4. allgemeine Vertrags-/Anstellungsbedingungen für die
Mitglieder der Betriebsleitung und deren Vertreter
und Vertreterinnen,

5. Zuordnung von Grundstücken zum Sondervermögen,

6. An- und Verkauf von Grundstücken sowie Bestellung
dinglicher Rechte an Grundstücken,

7. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu öffent-
lichen Planungsvorhaben, soweit die Einrichtung als
Sondervermögen betroffen ist, ausgenommen Flä-
chennutzungspläne und Bebauungspläne; die Be-
triebsleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme anzu-
hören,

8. Durchführung einer Weisung des Direktors des Land-
schaftsverbandes Rheinland nach § 10 Abs. 2 Satz 1.

(3) Neben den Regelungen in § 10 Abs. 7 sowie § 11
Abs. 2 entscheidet der Ausschuss für das HPH-Netz in
seiner Funktion als Betriebsausschuss über

1. Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, sofern sie
nicht unabweisbar und nicht eilbedürftig sind,

2. nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als
50.000 ¤ oder 30% des Ansatzes für Einzelvorhaben
des Vermögensplans, mindestens jedoch 25.000 ¤, so-
fern nicht andere Gremien in ihrer Zuständigkeit
über die Maßnahmen entschieden haben, 

3. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume des Sondervermögens und mit einer Monats-
miete/-pacht von mehr als 5.000 ¤,

4. Stundungen von Forderungen von mehr als 25.000 ¤
sowie Erlass/Niederschlagung von Forderungen von
mehr als 10.000 ¤,

5. Annahme der Budgetvereinbarung mit Sozialleis-
tungsträgern,

6. Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss,

7. Aufträge nach VOL bei einem Vergabewert von
mehr als 150.000 ¤,

8. Aufträge nach VOB mit einem Vergabewert von
mehr als 150.000 ¤ bei kurzfristigen Investitionen
sowie mittel- und langfristigen Investitionen, soweit
die Gesamtkosten der Maßnahme 750.000 ¤ nicht
überschreiten,

9. Maßnahmen des Umweltschutzes von grundsätzli-
cher Bedeutung,

10. Petitionen, Anregungen und Beschwerden aus dem
Bereich der Einrichtungen, 

11. die Entlastung der Betriebsleitung.

(4) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsausschuss
vierteljährlich eine Übersicht über getätigte Vergaben ab
einer Summe von 10.000 ¤ vor.

(5) Die Mitglieder des Betriebsausschusses haften ent-
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen.
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§ 10 

Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland

(1) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
ist Dienstvorgesetzter aller Dienstkräfte der Einrichtun-
gen. Er übt die Dienst- und Fachaufsicht aus. Er achtet
darauf, dass die Tätigkeit der Betriebsleitung mit dem
geltenden Recht und den allgemeinen Zielen des Land-
schaftsverbandes im Einklang steht. 

Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsfüh-
rung kann er der Betriebsleitung Weisungen erteilen;
ausgenommen hiervon sind die Angelegenheiten der lau-
fenden Betriebsführung, die ausschließlich der Betriebs-
leitung unterliegen (vgl. § 6 Abs. 2 und 3 EigVO NRW).

(2) Glaubt die Betriebsleitung, nach pflichtgemäßem
Ermessen die Verantwortung für die Durchführung einer
Weisung des Direktors des Landschaftsverbandes Rhein-
land nicht übernehmen zu können, so hat sie sich an den
Betriebsausschuss zu wenden. Wird keine Übereinstim-
mung zwischen dem Betriebsausschuss und dem Direk-
tor des Landschaftsverbandes Rheinland erzielt, so ist
die Entscheidung des Landschaftsausschusses herbeizu-
führen. 

(3) Die Betriebsleitung hat den Direktor des Land-
schaftsverbandes Rheinland über alle wichtigen Angele-
genheiten, insbesondere über die geplante Geschäftspo-
litik und andere grundsätzliche Fragen der Unterneh-
mensplanung rechtzeitig zu unterrichten und ihm auf
Verlangen Auskunft zu erteilen. Sie hat ihn – ebenso wie
den Betriebsausschuss – vierteljährlich über die Ent-
wicklung der Aufwendungen und Erträge sowie über die
Abwicklung des Vermögensplans schriftlich zu unter-
richten. Im zweiten Halbjahr des Wirtschaftsjahres er-
folgt die Unterrichtung monatlich mit einer Hochrech-
nung auf das voraussichtliche Betriebsergebnis. 

(4) Wird die Wahrnehmung von wesentlichen Aufga-
ben der Einrichtung durch die Betriebsleitung nicht si-
chergestellt oder einigen sich die Betriebsleitungen meh-
rerer Einrichtungen über die Zuständigkeit zur Wahr-
nehmung einer Aufgabe nicht, trifft der Direktor des
Landschaftsverbandes Rheinland die erforderlichen An-
ordnungen. Über die getroffenen Anordnungen ist der
Betriebsausschuss unverzüglich zu unterrichten.

(5) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
hat den Betriebsausschuss über alle wichtigen Angele-
genheiten, die die Entwicklung des Landschaftsverban-
des Rheinland betreffen, zu unterrichten.

(6) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
bereitet die Beschlüsse des Landschaftsausschusses vor,
insbesondere zu den Punkten

1. Aufgabenstellung und Zielplanung der drei Einrich-
tungen,

2. Rahmenvorgaben, Messziffern, Richtzahlen, einschl.
Stellenschlüssel sowie Festlegung von Versorgungsge-
bieten, Betreuungs- und Unterbringungsstandards,

3. Grundsatzfragen des Konzepts und der Planung von
Investitionsmaßnahmen, soweit die Kosten im Einzel-
fall voraussichtlich 750.000 ¤ überschreiten,

4. Rangfolge mittel- und langfristiger Investitionen im
Rahmen der Förderung aus öffentlichen Mitteln und
aus Haushaltsmitteln des Landschaftsverbandes.

Er bereitet die Beschlüsse des Ausschusses für das
HPH-Netz und des Betriebsausschusses vor.

(7) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
ist, unbeschadet der Zuständigkeit des Landschaftsaus-
schusses und der Fachausschüsse, zuständig für

1. Rahmenvorgaben für die Organisation der drei Ein-
richtungen,

2. Grundsatzfragen in Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
angelegenheiten für den heilpädagogischen und
pflegerischen Dienst sowie Durchführung zentraler
Maßnahmen,

3. Grundsatzfragen der Aufnahme und Unterbringung
der Menschen mit geistiger Behinderung,

4. Förderung von Investitionen,

5. Angelegenheiten des Leistungs-, Pflegekosten- und
Gebührenrechts, soweit für die drei Einrichtungen
eine einheitliche Regelung erforderlich ist,

6. Budgetverhandlungen im Einvernehmen und unter
grundsätzlicher Beteiligung der Betriebsleitung,

7. Steuerangelegenheiten,

8. Versicherungsverträge einschl. Schadensregulierung,

9. Rechtsstreitigkeiten aller Gerichtsbarkeiten ab der
2. Instanz,

10. Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und
Räume außerhalb des Sondervermögens,

11. Systeme der automatisierten Datenverarbeitung und
deren Verbund,

12. Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen; die Be-
triebsleitung ist vor Abgabe der Stellungnahme an-
zuhören.

(8) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland
regelt mit Zustimmung des Betriebsausschusses in einer
Dienstanweisung die Geschäftsverteilung innerhalb der
Betriebsleitung sowie ihre Zuständigkeit im Einzelnen.

(9) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Direk-
tor des Landschaftsverbandes Rheinland Anordnungen,
die einen Beschluss des Landschaftsausschusses oder des
Betriebsausschusses erfordern, ohne eine solche Ent-
scheidung im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des
Landschaftsausschusses treffen. Der Landschaftsaus-
schuss und der Betriebsausschuss sind unverzüglich zu
unterrichten. Der Landschaftsausschuss kann die Dring-
lichkeitsentscheidung aufheben. 

(10) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rhein-
land entscheidet bei Ausführung des Erfolgsplanes über
erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, wenn Eile ge-
boten ist, es sei denn, die Aufwendungen sind unabweis-
bar. Der Betriebsausschuss ist danach unverzüglich zu
unterrichten.

(11) Der Direktor des Landschaftsverbandes Rhein-
land entscheidet über Ausführung des Vermögensplanes,
wenn Mehrausgaben für das Einzelvorhaben anfallen,
die den Betrag von 50.000 ¤ oder 30% des Ansatzes, min-
destens jedoch 25.000 ¤ überschreiten und Eile geboten
ist. 

Die zuständigen Ausschüsse sind danach unverzüglich
zu unterrichten.

§ 11 

Personalangelegenheiten

(1) Die Mitglieder der Betriebsleitung, deren Vertrete-
rinnen und Vertreter werden aufgrund eines Beschlusses
des Landschaftsausschusses vom Direktor des Land-
schaftsverbandes Rheinland eingestellt, bestellt und ab-
berufen.

(2) Leiterinnen und Leiter der Regionen sowie weite-
rer besonderer Aufgabenbereiche (Vergütungsgruppe
BAT II oder höher bzw. die entsprechenden Entgeltgrup-
pen nach TVöD) werden aufgrund eines Beschlusses des
Betriebsausschusses von der Betriebsleitung eingestellt.
Über die Einstellung der übrigen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer entscheidet das jeweilige Mitglied der
Betriebsleitung selbständig für seinen Aufgabenbereich.

(3) Für Entlassungen, Kündigungen und andere ar-
beitsrechtliche Maßnahmen der in Absatz 2 genannten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist das jeweilige
Mitglied der Betriebsleitung für seinen Aufgabenbereich
zuständig, im Übrigen der Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland.

(4) Vor Eingruppierungen, Kündigungen oder Entlas-
sungen durch den Direktor des Landschaftsverbandes
Rheinland ist die Betriebsleitung zu hören.

§ 12 

Stellung des Kämmerers

(1) Die Betriebsleitung hat dem Kämmerer den Ent-
wurf des Wirtschaftsplanes (Erfolgsplan, Stellenüber-
sicht und Vermögensplan), der mittelfristigen Erfolgs-
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und Finanzplanung (Investitionsprogramm und Finanz-
plan) sowie des Jahresabschlusses mit seinen Anlagen
zuzuleiten. Sie hat dem Kämmerer ferner die vierteljähr-
lichen Zwischenberichte sowie die Ergebnisse der ge-
führten Statistiken und der Kosten- und Leistungsrech-
nungen zur Verfügung zu stellen. Auf Verlangen hat sie
darüber hinaus alle sonstigen finanzwirtschaftlichen
Auskünfte sowie Zwischenberichte auch in kürzeren
Zeitabständen zu erteilen.

(2) Tritt der Kämmerer einem nach Absatz 1 Satz 1
vorgelegten Entwurf nicht bei, so ist der Entwurf den
Einwendungen entsprechend zu ändern, soweit der Di-
rektor des Landschaftsverbandes Rheinland dies ver-
langt. In diesem Fall ist der Betriebsausschuss zu unter-
richten.

(3) Vor Entscheidungen über erfolgsgefährdende
Mehraufwendungen und sonstige finanzwirtschaftliche
Angelegenheiten, die den Haushalt des Landschaftsver-
bandes berühren, ist der Kämmerer im Betriebsaus-
schuss zu hören. Wird dort kein Einvernehmen erzielt,
ist die Angelegenheit über den Finanz- und Wirtschafts-
ausschuss dem Landschaftsausschuss zur Entscheidung
vorzulegen. 

(4) Die Betriebsleitung hat dem Kämmerer Zuschuss-
anträge – ausgenommen für Investitionsförderungen –
zuzuleiten. Tritt der Kämmerer nicht bei, entscheidet der
Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland. Absatz 2
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 13 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1) Die Einrichtung ist zweckmäßig und wirtschaft-
lich im Rahmen des festzulegenden Betreuungsstandards
und unter Einhaltung des Budgets zu führen.

(2) Die Einrichtung ist als Sondervermögen zu ver-
walten und nachzuweisen. Auf die Erhaltung des Son-
dervermögens ist zu achten.

(3) Das Wirtschaftsjahr der Einrichtung entspricht
dem Haushaltsjahr des Landschaftsverbandes.

(4) Für die Einrichtung ist ein Wirtschaftsplan, beste-
hend aus Erfolgsplan, Vermögensplan und Stellenüber-
sicht, unter Beachtung bundes- und landesrechtlicher
Regelungen aufzustellen.

(5) Der Erfolgsplan ist zu ändern, wenn von veran-
schlagten Erträgen und Aufwendungen in erheblichem
Umfang abgewichen werden muss.

(6) Der Vermögensplan ist insbesondere zu ändern,
wenn die Gesamtsumme der Ausgaben wesentlich erhöht
werden soll oder zusätzliche Deckungsmittel aus dem
Haushalt des Landschaftsverbandes zum Ausgleich des
Planes notwendig werden.

(7) Die Buchführung der Einrichtung wird nach den
Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung ge-
führt.

(8) Der Jahresabschluss ist durch eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft zu prüfen.

(9) Für die Prüfung der Wirtschaftsführung und des
Rechnungswesens durch das Rechnungsprüfungsamt
gelten die Vorschriften der Rechnungsprüfungsordnung
des Landschaftsverbandes.

§ 14 

Gewinnverwendung

Ein etwaiger Gewinn darf nur entnommen werden,
wenn die Kapitalausstattung und Finanzlage der Ein-
richtung die Entnahme gestatten und er zu satzungsge-
mäßen Zwecken verwendet wird.

§ 15 

Zahlungsverkehr

Die Zahlungsabwicklung des Betriebes ist nach den
Vorschriften der Gemeindeordnung (GO NRW) und der
Verordnung über das Haushaltswesen der Gemeinden
(GemHVO NRW) in der jeweils gültigen Fassung durch-
zuführen, soweit die Eigenbetriebsverordnung (EigVO

NRW) nichts anderes bestimmt. Die Einzelheiten regelt
eine Dienstanweisung des Direktors des Landschaftsver-
bandes Rheinland.

§ 16 

In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW – frü-
hestens jedoch zum 1.1.2006 – in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die von der Landschaftsver-
sammlung Rheinland am 18. März 2005 beschlossene Be-
triebssatzung für die Rheinischen Heilpädagogischen
Heime des Landschaftsverbandes Rheinland (GV. NRW.
S. 223) aufgehoben.

Der Vorsitzende 
der Landschaftsversammlung Rheinland

Dr.  W i l h e l m

Der Schriftführer 
der Landschaftsversammlung Rheinland

M o l s b e r g e r

Die vorstehende Neufassung der Betriebssatzung für
die Rheinischen Heilpädagogischen Heime des Land-
schaftsverbandes Rheinland wird gemäß § 6 Abs. 2
Landschaftsverbandsordnung in der z.Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
der Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 20. Dezember 2005

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2005 S. 944

2124
Verordnung zur Änderung 

der Verordnung 
über die Erhebung einer Umlage 

nach dem Altenpflegegesetz 
(Umlageverordnung – UmlageVO)

Vom 30. November 2005

Aufgrund des § 8 des Altenpflegegesetzes (AltPflG)
vom 19. Juni 1994 (GV. NRW. S. 335), geändert durch Ge-
setz vom 5. März 1997 (GV. NRW. S. 28), wird nach An-
hörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit, Soziales
und Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge
des Landtags verordnet:

947



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 45 vom 29. Dezember 2005

Artikel 1

Die Verordnung über die Erhebung einer Umlage
nach dem Altenpflegegesetz (Umlageverordnung –
UmlageVO) vom 28. September 1994 (GV. NRW. S. 843),
zuletzt geändert durch Artikel 58 des Dritten Befris-
tungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird
wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt:

„Für das Jahr 2006 melden die Einrichtungen ein-
malig ihre tatsächlichen Vollzeitstellen des Jahres
2006 zum Stichtag 31. März 2006.“ 

b) Die Sätze 2 und 3 (alt) werden die Sätze 3 und 4.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) An Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Für die Abrechnungsjahre 2006, 2007 und 2008
wird, abweichend von Satz 1, ein gemeinsamer
umlagefähiger Gesamtbetrag auf der Grundlage
der zum 31. März 2006 gemeldeten Daten errech-
net.“

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Betrag „500 DM“
durch den Betrag „256 Euro“ ersetzt. 

c) An Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Der Umlagebetrag für die Jahre 2006, 2007 und
2008 wird zum 30. Juni 2006 in einer Summe
fällig.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.

Düsseldorf, den 30. November 2005

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2005 S. 947

237
Änderung der Verordnung 

zum Wohnraumförderungsgesetz 
– VO WoFG NRW –

Vom 1. Dezember 2005

Auf Grund § 9 Abs. 3 des Gesetzes über die soziale
Wohnraumförderung vom 13. September 2001 (BGBl. I.
S. 2376), zuletzt geändert durch Artikel 1 Nr. 2, Artikel 2
und Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 2004
(BGBl. I. S. 3450) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 der Ver-
ordnung über die Abweichung von den Einkommens-
grenzen nach § 9 Abs. 2 des Wohnraumförderungsgeset-
zes vom 17. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 648), geändert
durch Artikel 62 des Fünften Befristungsgesetzes vom 
5. April 2005 (GV. NRW. S. 351), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Abweichung von den Ein-
kommensgrenzen nach § 9 Abs. 2 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes (Verordnung zum Wohnraumförderungs-
gesetz – VO WoFG NRW) vom 17. Dezember 2002 (GV.
NRW. S. 648), geändert durch Artikel 62 des Fünften Be-
fristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351),
wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Einkommensgrenzen nach Absatz 1 und § 9
Abs. 2 WoFG erhöhen sich am 1. Januar 2006 und am 
1. Januar eines jeden darauf folgenden dritten Jahres
um den Prozentsatz, um den sich der vom Statisti-
schen Bundesamt festgestellte Verbraucherpreisindex

für Deutschland den der Veränderung vorausgehen-
den Monat Oktober gegenüber dem Verbraucher-
preisindex für Deutschland für den der letzten Verän-
derung vorausgehenden Monat Oktober erhöht oder
verringert hat.“

2. § 3 wird wie folgt gefasst:

„Bei der Förderung selbst genutzten Wohneigentums
dürfen die in § 1 und § 9 Abs. 2 WoFG festgelegten
Einkommensgrenzen nach Maßgabe der Förderbe-
stimmungen um bis zu 40% überschritten werden.“

3. § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Verordnung tritt am 1. Januar 2003 in Kraft
und mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2005

Der Minister 
für Bauen und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Oliver  W i t t k e

– GV. NRW. 2005 S. 948

7125
Zweite Verordnung 

zur Änderung der Verordnung 
über die Ausführung von Schornsteinfegerarbeiten 

(Kehr- und Überprüfungsordnung – KÜO)
Vom 29. November 2005

Aufgrund des § 1 Abs. 2 des Schornsteinfegergesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. August
1998 (BGBl. I S. 2071), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 24.12.2003 (BGBl. I S. 2934), und des
§ 1 der Verordnung über Zuständigkeiten im Schorn-
steinfegerwesen vom 5. Mai 1970 (GV. NRW. S. 339), zu-
letzt geändert durch Artikel 188 des Zweiten Befris-
tungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird
verordnet:

Artikel I

Die Kehr- und Überprüfungsordnung (KÜO) vom 29.
März 1999 (GV. NRW. S. 138), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 123 des Vierten Befristungsgesetzes vom 5. April
2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

In Nummer 3 werden nach den Wörtern „..., soweit
sie der Beheizung oder Warmwasserversorgung von
Gebäuden dienen“ folgende Wörter in Klammern ein-
gefügt: 

„(Blockheizkraftwerke, Wärmepumpen)“.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird hinter Nr. 2 Buchstabe d folgen-
de neue Nr. 3 eingefügt:

„3. bei angeschlossenen ortsfesten Verbrennungs-
motoren 

einmal jährlich“.

b) Absatz 1 „Nr. 3“ alt wird zu „Nr. 4“ und „Nr. 4“
alt wird zu „Nr. 5“.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 7. wird das Satzzeichen „Punkt“
gestrichen.

b) Hinter Absatz 1 Nr. 7 wird folgende neue Nr. 8
eingefügt:

„8. bei angeschlossenen ortsfesten, gasbetriebenen
Verbrennungsmotoren:

948



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 45 vom 29. Dezember 2005

Abgasanlagen

einmal alle zwei Jahre.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 6 wird das Satzzeichen „Punkt“
durch das Satzzeichen „Komma“ ersetzt.

b) Hinter Absatz 1 Nr. 6 wird folgende neue Nr. 7
eingefügt:

„7. dicht geschweißte Abgasanlagen von ortsfesten
Verbrennungsmotoren.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.

Arnsberg, den 29. November 2005

Bezirksregierung Arnsberg

Der Regierungspräsident

Helmut  D i e g e l

– GV. NRW. 2005 S. 948

7126
Gesetz 

über die Veranstaltung und Durchführung 
von Lotterien und Ausspielungen 

durch das Land Nordrhein-Westfalen 
Vom 15. Dezember 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
über die Veranstaltung und Durchführung 

von Lotterien und Ausspielungen 
durch das Land Nordrhein-Westfalen 

§ 1 

Anwendungsbereich

(1) Die Aufgabe, für das Land Nordrhein-Westfalen
Lotterien und Ausspielungen zu veranstalten und durch-
zuführen, wird gemäß § 5 Abs. 1 und 2 i.V. mit § 15 des
Staatsvertrags zum Lotteriewesen in Deutschland (Ge-
setz zu dem Staatsvertrag zum Lotteriewesen in
Deutschland – Lotteriestaatsvertrag – LoStV) vom 22.
Juni 2004 (GV. NRW. S. 315) einer privatrechtlichen Ge-
sellschaft übertragen, an der eine oder mehrere juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts unmittelbar oder
mittelbar maßgeblich beteiligt sind. Zuständig für die
Übertragung nach Satz 1 ist das Innenministerium.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. Wetten, die anlässlich öffentlicher Pferderennen oder
anderer öffentlicher Leistungsprüfungen für Pferde
durch einen zum Betrieb eines Totalisators zugelasse-
nen Pferdezucht- oder Pferdesportverein oder durch
eine zugelassene Buchmacherin oder einen zugelasse-
nen Buchmacher durchgeführt oder vermittelt wer-
den,

2. Sportwetten,

3. den Betrieb von Spielbanken und die dort zugelasse-
nen Spiele,

4. die von der Nordwestdeutschen Klassenlotterie ver-
anstalteten Lotterien,

5. Lotterien und Ausspielungen anderer gemeinnütziger
Veranstalterinnen oder Veranstalter im Sinne der 
§§ 6 ff. LoStV. 

§ 2 

Konzession

Für die Erteilung der Erlaubnis zur Veranstaltung von
Lotterien und Ausspielungen (Konzession) im Sinne des
§ 1 Abs. 1 ist das Innenministerium im Einvernehmen

mit dem Finanzministerium zuständig. Die Erlaubnis
kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden.

§ 3 

Spielbedingungen

(1) Die Regelungen zur Durchführung der Veranstal-
tung von Lotterien und Ausspielungen nach § 1 Abs. 1
(Spielbedingungen) bedürfen der Erlaubnis des Innen-
ministeriums.

(2) In den Spielbedingungen sind besondere Bestim-
mungen zu treffen über die

1. Voraussetzungen, unter denen ein Spielvertrag zu-
stande kommt,

2. Gewinnpläne und Ausschüttungsquoten, 

3. Frist, innerhalb der ein Gewinnanspruch geltend ge-
macht werden kann,

4. Verwendung der Gewinne, auf die ein Anspruch nicht
fristgerecht geltend gemacht worden ist oder die
nicht zugestellt werden können,

5. Bekanntmachung der Gewinnzahlen und

6. Auszahlung der Gewinne.

§ 4 

Länderübergreifende Zusammenarbeit

Lotterien und Ausspielungen im Sinne des § 1 Abs. 1
können mit Erlaubnis des Innenministeriums gemeinsam
mit anderen Ländern oder mit Lotterieunternehmen an-
derer Länder veranstaltet oder durchgeführt werden.

§ 5 

Anderweitige Betätigung der 
Veranstalterin oder des Veranstalters

Eine anderweitige wirtschaftliche Betätigung der Ver-
anstalterin oder des Veranstalters und die Gründung von
Tochterunternehmen bedürfen der Erlaubnis des Innen-
ministeriums und des Finanzministeriums. Diese darf
nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, dass die ord-
nungsgemäße Veranstaltung der Lotterien und Ausspie-
lungen im Sinne des § 1 Abs. 1 hierdurch nicht gefährdet
wird.

§ 6 

Aufsicht

Das Innenministerium stellt sicher, dass Lotterien und
Ausspielungen im Sinne des § 1 Abs. 1 ordnungsgemäß
veranstaltet oder durchgeführt, Konzessionsabgaben ab-
geführt und die in der Konzession enthaltenen Nebenbe-
stimmungen eingehalten werden. Das Innenministerium
trifft die zur Durchführung der Aufsicht geeigneten
Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen. Das Innen-
ministerium kann insbesondere

1. die Konzession widerrufen, nachträglich beschränken
oder mit Auflagen versehen,

2. die Kosten der Veranstaltung oder Durchführung
durch eine Sachverständige oder einen Sachverstän-
digen prüfen lassen, 

3. jederzeit Auskunft über den gesamten Geschäfts- und
Spielbetrieb verlangen und die Geschäftsunterlagen
der gemäß § 1 Abs. 1 beauftragten privatrechtlichen
Gesellschaft einsehen und 

4. durch Beauftragte an Sitzungen und Besprechungen
entscheidungsbefugter Gremien dieser Gesellschaft
teilnehmen.

§ 7

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft und mit Ablauf des 31. Oktober 2010 außer Kraft
(Fn 1).
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Düsseldorf, den 15. Dezember 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2005 S. 949

77
Änderung der Satzung 
des Wupperverbandes
Vom 8. Dezember 2005

Aufgrund des § 10 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 11
und 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Wupperverband
(Wupperverbandsgesetz – WupperVG –) vom 15. Dezem-
ber 1992 (GV. NRW. 1993 S. 40) in der Fassung der Ände-
rung vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 248) hat die
Verbandsversammlung am 8.12.2005 folgende Änderun-
gen der Satzung des Wupperverbandes vom 9. August
1994 (GV. NRW. S. 692), zuletzt geändert durch Ände-
rung der Satzung vom 10. Dezember 2001 (GV. NRW.
S. 862), beschlossen:

Zum 1.1.2006 wird die Satzung wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 wird um folgenden Spiegelstrich ergänzt:

„– Sonderbeitrag bei Schadensersatz gemäß § 5
Abs. 4“.

2. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Abwässer, die nach Art und Menge geeignet sind,
den regelgerechten Betrieb der Abwasser- und Klär-
schlammbehandlungsanlagen des Wupperverbandes
zu gefährden oder den Anforderungen nach kommu-
nalem Satzungsrecht und wasserrechtlichen Vor-
schriften, mindestens jedoch den Anforderungen des
Merkblattes DWA-M 115-2 in seiner jeweils gültigen
Fassung, nicht entsprechen, dürfen den Abwasserbe-
handlungsanlagen des Wupperverbandes weder mit-
telbar noch unmittelbar zugeführt werden. Im Übri-
gen bleiben die für die Indirekteinleiter geltenden
Vorschriften und Regelungen des kommunalen Sat-
zungsrechts unberührt.“

3. § 5 Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Verstößt ein Mitglied gegen Absatz 2 oder Ab-
satz 3, so kann der Wupperverband von dem Mitglied
Ersatz des hierdurch entstandenen Schadens verlan-
gen. 

Dies gilt nicht, wenn das Mitglied den Verstoß nicht
zu vertreten hat oder wenn sich der Wupperverband
in dem Fall, dass dem Verstoß ein Verhalten eines
Dritten zugrunde liegt, an dem Dritten schadlos hal-
ten kann. Ein Vertretenmüssen liegt dann vor, wenn
das Mitglied seinen Sorgfaltspflichten nicht nachge-
kommen ist. Soweit ein öffentlich-rechtlicher Vertrag
zur Ausgestaltung dieser Sorgfaltspflichten mit ei-
nem Mitglied geschlossen ist, werden in diesem die
Anforderungen an die Sorgfaltspflichten abschlie-
ßend geregelt.

Die Haftung eines Mitglieds ist nicht gegeben, wenn
das Mitglied nachweist, dass der Schaden auch bei
Einhaltung der Sorgfaltspflichten eingetreten wäre.

Der nach Satz 1 zu ersetzende Schaden umfasst auch
höhere Abwasserabgaben und zusätzliche Kosten
durch eine weitergehende Schlammbehandlung. So-
weit dem Mitglied aus dem Verstoß gegen Absatz 2
oder Absatz 3 Schadensersatzansprüche gegenüber

Dritten entstehen und sich diese Ansprüche auf
Schäden des Wupperverbandes beziehen, ist es ver-
pflichtet, diese an den Wupperverband abzutreten.“

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften des Wupperver-
bandsgesetzes gegen die Satzungsänderung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden, 

c) der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
dem Verband vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift oder die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 8.12.2005 –
Az.: IV – 6 – 5.8.03 – gemäß § 11 Abs. 2 WupperVG ge-
nehmigte Satzungsänderung sowie der Hinweis gemäß
§ 11 Abs. 5 WupperVG werden hiermit gemäß § 11
Abs. 4 WupperVG bekannt gegeben. 

Wuppertal, den 8. Dezember 2005 

Der Vorstand

W i l l e

Genehmigung

Gemäß § 11 Abs. 2 des Gesetzes über den Wupperver-
band – WupperVG – vom 15. Dezember 1992 (GV. NRW.
1993 S. 40), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. De-
zember 2003 (GV. NRW. S. 808), genehmige ich die von
der Verbandsversammlung des Wupperverbandes am 8.
Dezember 2005 unter TOP 14 beschlossene „Änderung
der Satzung und der Veranlagungsregeln des Wupper-
verbandes: Indirekteinleiterkonzept beim Wupperver-
band“ für den Wupperverband.

Düsseldorf, den 8. Dezember 2005

Im Auftrag 

V a l e n t i

– GV. NRW. 2005 S. 950

780
Gesetz zur Änderung 

des Gesetzes 
über eine Umlage der Landwirtschaftskammer 
Nordrhein-Westfalen (Umlagegesetz – UmlG)

Vom 15. Dezember 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über eine Umlage der Landwirtschaftskammer 
Nordrhein-Westfalen (Umlagegesetz – UmlG)

Artikel 1

Das Gesetz über eine Umlage der Landwirtschafts-
kammer Nordrhein-Westfalen (Umlagegesetz – UmlG)
vom 17. Juli 1951 (GV. NRW. S. 87), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 1. März 2005 (GV. NRW. S. 69), wird
wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „er“ durch das
Wort „es“ ersetzt.

2. § 3 erhält folgende Fassung:

„Die Umlage wird erhoben von Betrieben der Land-
und Forstwirtschaft im Sinne von Artikel 1 § 2 Nr. 1
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des Gesetzes zur Reform des Grundsteuerrechts vom
7. August 1973 (BGBl. I S. 965). Von Betrieben der
Land- und Forstwirtschaft, die ausschließlich über
forstwirtschaftlich genutzte Flächen verfügen, wird
keine Umlage erhoben.“

3. In § 4 wird das Wort „Landwirtschaft“ durch die
Wörter „Land- und Forstwirtschaft“ ersetzt.

4. § 6 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Umlagemaßstab für die Betriebe der Land-
und Forstwirtschaft (§ 3) ist der für die Grundsteuer
maßgebende Einheitswert. Bei Betrieben der Land-
und Forstwirtschaft mit forstwirtschaftlich genutzten
Flächen ist zur Ermittlung des Umlagemaßstabs auf
Antrag des Umlagepflichtigen vom Einheitswert der
Waldwert abzuziehen, der vom Landesbetrieb Wald
und Holz festzustellen und für die Veranlagung zur
Umlage bindend ist.

(2) Der Waldwert ist ein Vomhundertsatz mit einer
Nachkommastelle, der sich auf den Einheitswert be-
zieht. Der Waldwert ist das Verhältnis der mit 0,072
zu multiplizierenden forstwirtschaftlich genutzten
Fläche zur Gesamtfläche. Zur Gesamtfläche gehört
die forstwirtschaftlich genutzte Fläche nur mit ihrem
0,072fachen Teil.

(3) Der festgestellte Waldwert kann für die folgenden
Rechnungsjahre regelmäßig unverändert zu Grunde
gelegt werden. Eine neue Festsetzung ist jedoch vom
Landesbetrieb Wald und Holz durchzuführen, wenn
sie beantragt wird.

(4) Auf Vorschlag der Landwirtschaftskammer kann
das Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass in den Fällen des § 33 (Mindestwert) des Reichs-
bewertungsgesetzes zur Vermeidung von Unbilligkei-
ten ein anderer Wert als Umlagemaßstab tritt.“

5. § 7 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Umlage ist als Jahresumlage in Tausendteilen
der Bemessungsgrundlage nach § 6 festzusetzen.“

6. In § 12 wird nach Absatz 2 folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) Der Landesbetrieb Wald und Holz stellt auf An-
trag den Waldwert nach § 6 Abs. 2 als Vomhundert-
satz durch Bescheid gegenüber dem Betrieb der
Land- und Forstwirtschaft fest. Der oder die Umla-
gepflichtige hat die notwendigen Flächenangaben zu
erklären und auf Anforderung des Landesbetriebes
Wald und Holz nachzuweisen. Der Landesbetrieb
Wald und Holz übermittelt den Waldwert der Finanz-
verwaltung nach deren Vorgaben in elektronisch les-
barer Form.“

7. In § 13 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender neuer Satz
2 eingefügt:

„Der Waldwert ist für den Umlagebescheid bindend.“

8. Nach § 14 wird folgende neue Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelung“.

9. Nach der Überschrift „Übergangsregelung“ wird fol-
gender neuer § 14a eingefügt:

„§ 14 a

(1) Für das Jahr 2005 wird von den Betrieben der
Land- und Forstwirtschaft die Umlage zunächst in
voller Höhe für die land- und forstwirtschaftlichen
Flächen erhoben. § 6 Abs. 1 bis 3 und § 12 Abs. 3 gel-
ten entsprechend.

(2) Der Landesbetrieb Wald und Holz erstattet auf
Antrag den Umlagebetrag, der dem Waldwert ent-
spricht. Die Erstattung ist in der Höhe auf den veran-
lagten Umlagebetrag begrenzt.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann bei Betrieben der
Land- und Forstwirtschaft mit mehr als 30 ha forst-
wirtschaftlich genutzten Flächen auf Antrag gegen
Vorlage des Einheitswertbescheides auch der auf der
Basis des im Einheitswert enthaltenen Vergleichswer-
tes der forstwirtschaftlichen Nutzung einschließlich
des anteiligen Wohnungswertes errechnete Umlage-

betrag vom Landesbetrieb Wald und Holz erstattet
werden.

(4) Der Antrag der oder des Umlagepflichtigen nach
Absatz 2 und 3 muss innerhalb von 3 Monaten nach
Verkündung dieses Gesetzes gestellt werden.

(5) Die Landwirtschaftskammer führt innerhalb ei-
nes Monats nach Erhalt der Umlage von der Finanz-
verwaltung einen Teilbetrag an den Landesbetrieb
Wald und Holz ab. Die Höhe des weiterzuleitenden
Betrags wird vom Ministerium im Benehmen mit der
Landwirtschaftskammer und dem Landesbetrieb
Wald und Holz festgelegt.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in
Kraft.

Düsseldorf, den 15. Dezember 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

Christa  T h o b e n

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2005 S. 950

1101
Erstes Gesetz zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes

Vom 15. Dezember 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Erstes Gesetz zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes

Artikel I

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-West-
falen (AbgG NRW) vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 252)
wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht auf Leistungen
nach dem Gesetz über die Gewährung einer Sonder-
zahlung und über die Bezüge der Staatssekretäre in
den Jahren 2003 und 2004 für das Land Nordrhein-
Westfalen oder entsprechende Leistungen auf Grund
tariflicher Regelungen anzuwenden.“

2. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Mitglieder des Versorgungswerks sind alle Abge-
ordneten, die ab Beginn der 14. Wahlperiode oder
später dem Landtag Nordrhein-Westfalen angehören.
Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk endet mit
dem Tod des Mitglieds sowie im Fall der Erstattung
der Beiträge zum Versorgungswerk nach Maßgabe der
Satzung. Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk en-
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det außerdem, wenn ein Mitglied des Landtags den
Antrag nach § 34 Abs. 1 stellt und bis zum Ende der
14. Wahlperiode aus dem Landtag ausscheidet. Bei
einer erneuten Mitgliedschaft im Landtag ab Beginn
der 15. Wahlperiode oder später beginnt die Mitglied-
schaft im Versorgungswerk erneut.“

3. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Hat ein Mitglied des Landtags während seiner
Zugehörigkeit zum Landtag oder, sofern es fünf Jahre
Mitglied des Landtags war, innerhalb von drei Jahren
nach dem Ausscheiden ohne sein grobes Verschulden
Gesundheitsschäden erlitten, die seine Arbeitskraft
dauernd so wesentlich beeinträchtigen, dass es weder
sein Mandat, noch bei seinem Ausscheiden aus dem
Landtag die bei seiner Wahl zum Landtag ausgeübte,
noch eine andere zumutbare Beschäftigung oder Tä-
tigkeit ausüben kann, so erhält es eine Altersentschä-
digung in Höhe von 20 Prozent der Abgeordnetenbe-
züge nach § 5 Abs. 1. Ist der Gesundheitsschaden
durch einen Unfall eingetreten, der in Ausübung oder
infolge des Mandats geschehen ist, so erhöht sich der
Bemessungssatz auf 30 Prozent der Abgeordnetenbe-
züge nach § 5 Abs. 1.“

4. § 22 erhält folgende Fassung:

„(1) Beamte bzw. Beamtinnen im Sinne des § 2 des
Landesbeamtengesetzes, die Dienstbezüge erhalten,
können nicht Mitglieder des Landtags sein.

(2) Für die Niederlegung des Mandats besteht eine
Übergangsfrist von drei Wochen.“

5. § 34 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„(1) Abweichend von § 10 erhalten die Mitglieder des
Landtags, die bis zum Ende der 14. Wahlperiode eine
Mitgliedschaft von mehr als siebeneinhalb Jahren er-
reichen können, auf Antrag für die Mandatszeit bis
zum Ende der 14. Wahlperiode Leistungen nach §§ 12
bis 14, 22 Abs. 3 bis 8 des Gesetzes über die Rechts-
verhältnisse der Mitglieder des Landtags Nordrhein-
Westfalen vom 24. April 1979 (GV. NRW. S. 238), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27. Januar 2004 (GV.
NRW. S. 30).

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist innerhalb von 6 Mo-
naten nach Beginn der Mitgliedschaft im Landtag, je-
doch nicht vor Beginn der 14. Wahlperiode, beim Prä-
sidenten bzw. der Präsidentin des Landtags Nord-
rhein-Westfalen schriftlich zu stellen und wirkt zu-
rück auf den Beginn der Mitgliedschaft im Landtag
ab der 14. Wahlperiode.“

6. In § 35 Abs. 2 wird das Wort „Wochen“ durch „Mo-
nate“ ersetzt.

Artikel II

1. In-Kraft-Treten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 8. Juni 2005 in
Kraft.

2. Außer-Kraft-Treten

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglie-
der des Landtags Nordrhein-Westfalen vom 24. April
1979 (GV. NRW. S. 238), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. S. 30), tritt mit
Beginn der 14. Wahlperiode außer Kraft.*

3. Übergangsvorschrift zum Ersten Gesetz zur Ände-
rung des Abgeordnetengesetzes

Für die Abgeordneten, die bei Verkündung dieses Ge-
setzes bereits Mitglieder des Landtags sind und durch
dieses Gesetz das Optionsrecht nach § 34 erwerben,
gilt abweichend von § 34 Abs. 2 eine Frist zur Aus-
übung des Wahlrechts von 3 Monaten nach Verkün-
dung dieses Gesetzes.

* 8. Juni 2005

Düsseldorf, den 15. Dezember 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2005 S. 951

232
Gesetz zur Ausführung des 

Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen
Vom 15. Dezember 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Ausführung des 
Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen

§ 1

Die Sieben-Jahres-Frist nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1
Buchstabe c des Baugesetzbuches ist nach § 245b Abs. 2
des Baugesetzbuches als Voraussetzung für die Ände-
rung der bisherigen Nutzung eines Gebäudes im Außen-
bereich bis zum 31. Dezember 2008 nicht anzuwenden.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Ausführung des
Baugesetzbuches in NRW vom 17. Dezember 2003 (GV.
NRW. S. 784) außer Kraft.

Düsseldorf, den 15. Dezember 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Innenminister

Dr. Ingo  W ol f

Der Minister 
für Bauen und Verkehr

Oliver  W i t t k e

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2005 S. 952

24
Zweites Gesetz zur Änderung 

des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG)
Vom 15. Dezember 2005

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Flüchtlingsaufnahmegesetzes – FlüAG

Artikel I

Das Gesetz über die Zuweisung und Aufnahme aus-
ländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz –
FlüAG) vom 28. Februar 2003 (GV. NRW. S. 93), geändert
durch Gesetz vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 48),
wird wie folgt geändert:
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1. In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „120“ durch die
Zahl „84“ ersetzt.

2. In § 4 Abs. 2 Satz 1 wird das Datum „1.1.2005“ durch
das Datum „1.1.2006“ ersetzt.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.

Düsseldorf, den 15. Dezember 2005

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2005 S. 952

600
Verordnung zur Änderung 

der Dienststellenbezeichnung und 
Sitzverlegung der Oberfinanzdirektion 

Düsseldorf
Vom 12. Dezember 2005

Aufgrund des § 8 Abs. 3 des Finanzverwaltungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. August
1971 (BGBl. I S. 1426), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 9. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3310, 3329), in Ver-
bindung mit § 1 der Verordnung über die Ermächtigung
des Finanzministers zum Erlass von Rechtsverordnungen
im Bereich der Finanzverwaltung vom 14. Juli 1987 (GV.
NRW. S. 270), geändert durch Artikel 115 des Dritten
Gesetzes zur Befristung des Landesrechts Nordrhein-
Westfalen vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird ver-
ordnet:

§ 1

Die Oberfinanzdirektion Düsseldorf wird umbenannt
in Oberfinanzdirektion Rheinland. Die bisherigen
Dienststellen der Oberfinanzdirektion Düsseldorf in
Düsseldorf und Köln werden am Standort Köln zusam-
mengelegt. 

§ 2

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft. Über
die Erfahrungen mit dieser Verordnung ist der Landesre-
gierung bis zum 31. Dezember 2009 zu berichten.

Düsseldorf, den 12. Dezember 2005

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Helmut  L i n s s e n

– GV. NRW. 2005 S. 953

Hinweis für die Bezieher
des Gesetz- und Verordnungsblattes
für das Land Nordrhein-Westfalen

Betrifft: Einbanddecken zum Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen
– Jahrgang 2005 –

Der Verlag bereitet für den Jahrgang 2005 Einband-
decken für einen Band vor zum Preis von 12,00 Euro zu-
züglich Versandkosten.

In diesem Betrag sind 16 % Mehrwertsteuer enthalten.
Bei Bestellung mehrerer Exemplare vermindern sich die
Versandkosten entsprechend. Von der Voreinsendung des
Betrages bitten wir abzusehen.

Bestellungen werden bis zum 1. März 2006 unter An-
gabe der Kundennummer an den Verlag erbeten.

– GV. NRW. 2005 S. 953
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